
Tagesordnung 
 

der 9. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales 
am Donnerstag, 08.09.2011, 18.00 Uhr, 

kleiner Sitzungssaal, Kreishaus Heinsberg 
 
 
 
Öffentliche Sitzung: 
 

1. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt Köln und dem 
Kreis Heinsberg über die Durchführung der Kenntnisüberprüfung und des Verfahrens zur 
Erteilung von Erlaubnissen nach dem Heilpraktikergesetz 

2. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Kreis Heinsberg und 
den kreisangehörigen Städten/Gemeinden zu Umsetzung der Schulsozialarbeit im 
Rahmen des Bildungs- und Teilhabepaketes  

3. Bericht des Beirates für Senioren und Generationenfragen im Kreis Heinsberg  
4. Bericht der Verwaltung 

EurSafety Health-net EMR- Projekt zur Patientensicherheit und Infektionsverhütung 
5. Anfragen 

5.1 Anfrage vom 06.07.2011 der Fraktion DIE LINKE im Kreistag Heinsberg zum 
Bildungs- und Teilhabepaket 

 



 
Erläuterungen 

zur Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales am 08.09.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
 
Tagesordnungspunkt 1: 
 
Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt Köln und dem 
Kreis Heinsberg über die Durchführung der Kenntnisüberprüfung und des Verfahrens zur 
Erteilung von Erlaubnissen nach dem Heilpraktikergesetz 
 
  
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 08.09.2011 
Kreisausschuss 22.09.2011 
Kreistag 29.09.2011 

 
Finanzielle Auswirkungen: rd. 2.000,00 € / Jahr 

 
Leitbildrelevanz: Ziffer 4.2 (interkomm. Kooperation) 
Inklusionsrelevanz: - 

 
Wer die Heilkunde, ohne als Arzt bestallt zu sein, ausüben will, bedarf dazu nach  
§ 1 des Heilpraktikergesetzes vom 17.02.1939 (geltendes Bundesrecht) der Erlaubnis. Nach  
§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 der landesgesetzlichen Verordnung zur Regelung der Zuständigkeiten 
nach Rechtsvorschriften für Heilberufe (Zuständigkeitsverordnung Heilberufe – ZustVO HB) 
sind in NRW die Kreise und kreisfreien Städte zuständige Behörden für die Durchführung des 
Heilpraktikergesetzes sowie der hierzu ergangenen Ersten Durchführungsverordnung. 
 
Im Zuge landesweiter Bestrebungen zur Zentralisierung der Kenntnisüberprüfungen 
einschließlich der Erteilung und Versagung von Erlaubnissen nach dem Heilpraktikergesetz in 
NRW und nach vorausgegangenen Beratungen und Beschlussfassungen im Ausschuss für 
Gesundheit und Soziales am 21.06.1995, im Kreisausschuss am 07.11.1996 und letztlich im 
Kreistag am 14.11.1996 (TOP 3 der Niederschrift) hat der Kreis Heinsberg gemeinsam mit allen 
übrigen Kreisen und kreisfreien Städten im Regierungsbezirk Köln auf der Grundlage des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) bereits 1997 eine öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung mit der Stadt Köln über die Durchführung der Kenntnisüberprüfung und die 
Erlaubniserteilung bei Bewerbern um die Heilpraktikererlaubnis geschlossen. Nach 
vorgeschriebener Veröffentlichung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln ist die 
Vereinbarung im August 1998 in Kraft getreten. Seither hat die Stadt Köln für alle an der 
Vereinbarung beteiligten Gesundheitsbehörden alle Rechte und Pflichten im Rahmen der 
Erteilung von Erlaubnissen nach dem Heilpraktikergesetz übernommen; einbezogen war dabei 
auch das Recht der Erhebung der nach der Verwaltungsgebührenordnung dafür vorgesehenen 
Verwaltungsgebühren. 
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Aufgrund der durch Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts seit 2009 geänderten 
Rechtslage (Anspruch auf eine sog. „sektorale Heilpraktikererlaubnis“ für Physiotherapeuten) 
wurde nach vorausgegangenen Beratungen und Beschlussfassungen im Ausschuss für Gesundheit 
und Soziales am 16.03.2011, im Kreisausschuss am 31.03.2011 und letztlich im Kreistag am 
07.04.2011 (TOP 5) ergänzend zu der mit der Stadt Köln bestehenden Vereinbarung eine weitere 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit der Landeshauptstadt Düsseldorf über die Durchführung 
der Kenntnisüberprüfung und Erteilung von eingeschränkten Heilpraktikererlaubnissen für 
Physiotherapeuten abgeschlossen. Eine gleichlautende Vereinbarung hat im Übrigen auch die 
Stadt Köln mit der Stadt Düsseldorf abgeschlossen. 
 
Anlässlich der beschriebenen geänderten Rechtslage hat die Stadt Köln mit Schreiben vom 
17.06.2011 die mit ihr abgeschlossene öffentlich-rechtliche Vereinbarung aus 1998 zum 
31.12.2011 rechtswirksam gekündigt. Gleichzeitig wurde angeboten, in Fortführung der 
bisherigen bewährten Praxis mit Wirkung zum 01.01.2012 eine Folgevereinbarung 
abzuschließen, die allerdings inhaltlich modifiziert ist. Zum einen möchte die Stadt Köln die 
Vereinbarung auf die Bereiche der allgemeinen Heilpraktikererlaubnis sowie der eingeschränkten 
Erlaubnis für das Gebiet der Psychotherapie begrenzen und ausdrücklich ausschließen, dass 
mögliche zukünftig geltend gemachte Ansprüche auf  
„sektorale Heilpraktikerlaubnisse“ in anderen Sparten von Gesundheitsfachberufen  
(z.B. Podologen, Ergotherapeuthen, etc.) von dieser Vereinbarung erfasst werden. Da im Rahmen 
einer Überprüfung von der Stadt Köln zwischenzeitlich berechnet wurde, dass die für die 
Heilpraktikerüberprüfungen nach der Verwaltungsgebührenordnung zu erhebenden Gebühren 
nicht kostendeckend sind, beansprucht die Stadt Köln zum anderen von den an der Vereinbarung 
beteiligten Kommunen einen finanziellen Ausgleich des Defizits. Es wurde angeboten, dieses auf 
der Grundlage von Daten des jeweiligen Vorjahres jährlich neu zu ermittelnde Defizit auf Basis 
der Einwohnerzahlen auf die beteiligten Kreise und kreisfreien Städte umzulegen. Unter der 
Annahme, dass alle bislang beteiligten Kreise und kreisfreien Städte die Vereinbarung fortsetzen, 
hat eine Modellberechnung auf der Grundlage der Daten des Jahres 2010 einen Defizitausgleich 
i. H. v. rd. 661,00 € je 100.000 Einwohner ergeben; auf den Kreis Heinsberg entfällt dabei ein 
Betrag i.H.v. insgesamt 1.685,23 €. Im Gegenzug verpflichtet sich die Stadt Köln, alle 
notwendigen materiellen und personellen Voraussetzungen für die ordnungsgemäße Erfüllung 
der beschriebenen Aufgaben zu gewährleisten. Die Vereinbarung soll unbefristet sein und            
- erstmals nach Ablauf von zwei Jahren - mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines 
Kalenderjahres kündbar sein. 
 
Bei einem Arbeitstreffen der kommunalen Gesundheitsbehörden des Regierungsbezirks Köln am 
26.05.2011 wurden der Entwurf einer neuen öffentlich-rechtlichen Vereinbarung und ein 
konzertiertes Vorgehen gemeinsam erörtert. Es bestand die einhellige Einschätzung, dass die 
Fortführung eines zentralisierten Verfahrens weiterhin Synergieeffekte bietet, eine bessere 
Bearbeitungsroutine ermöglicht und im Interesse einer Vereinheitlichung von Prüfungskriterien 
und -inhalten sowie einer Gleichbehandlung der Bewerber liegt. Auf Ebene des 
Regierungsbezirks Köln lag die Anzahl maßgeblicher Prüfverfahren in den vorausgegangenen 3 
Jahren bei insgesamt 1.376; aus dem Kreis Heinsberg waren dabei 39 Bewerber. Nach den 
geführten Gesprächen ist davon auszugehen, dass alle kommunalen Gesundheitsbehörden im 
Regierungsbezirk Köln - vorbehaltlich der Beschlussfassung der jeweils zuständigen Gremien - 
eine Folgevereinbarung mit der Stadt Köln mit beschriebenem Inhalt abschließen werden.  
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Nach Überzeugung der Verwaltung bietet sich auch für den Kreis Heinsberg keine praktikable 
und gleichzeitig wirtschaftlich vertretbare Alternative. Der von der Stadt Köln erarbeitete 
Entwurf der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung ist den Erläuterungen als Anlage 1 beigefügt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung schlägt dem Ausschuss für Gesundheit und Soziales vor, dem Kreisausschuss 
und dem Kreistag zu empfehlen, dem Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über 
die Durchführung der Kenntnisüberprüfung und des Verfahrens zur Erteilung von Erlaubnissen 
nach dem Heilpraktikergesetz unter den beschriebenen Bedingungen zuzustimmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen 
zur Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales am 08.09.2011 

___________________________________________________________________________ 
 
 
Tagesordnungspunkt 2: 
 
Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Kreis Heinsberg und 
den kreisangehörigen Städten/Gemeinden zu Umsetzung der Schulsozialarbeit im Rahmen 
des Bildungs- und Teilhabepaketes  
 
  
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 08.09.2011 
Kreisausschuss 22.09.2011 
Kreistag 29.09.2011 

 
Finanzielle Auswirkungen: keine 

 
Leitbildrelevanz: 3.1 
Inklusionsrelevanz: ja 

 
1. Allgemeines: 
 
Die Verwaltung hatte bereits in der Sitzung am 16.03.2011 anhand einer PowerPoint- 
Präsentation des Landkreistages NRW über den Gesetzentwurf zur Einführung des Bildungs- und 
Teilhabepaketes berichtet. 
Das entsprechende Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des 2. und 12. 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB II und SGB XII) wurde am 24.03.2011 verabschiedet und ist 
rückwirkend zum 01.01.2011 in Kraft getreten. Mit Gesetz zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes und anderer Vorschriften vom 20.06.2011 erfolgte die erste 
Änderung dieses Gesetzes. Bei diesen Änderungen geht es im Wesentlichen um die Verlängerung 
von Fristen zur rückwirkenden Beantragung von Leistungen. Dieses Gesetz ist am 
01.07.2011ebenfalls mit Wirkung zum 01.01.2011 in Kraft getreten.  
 
Zuständig für die Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket sind die regionalen 
Leistungsteams des Jobcenters Kreis Heinsberg für die Leistungsberechtigten nach dem SGB II, 
für die Leistungsberechtigten nach dem SGB XII und das Asylbewerberleistungsgesetz sind die 
kreisangehörigen Kommunen zuständig. Lange ungeklärt war die Zuständigkeit für die 
Leistungsberechtigten von Kinderzuschlag und von Wohngeld nach § 6b 
Bundeskindergeldgesetz. Durch Verordnung vom 12.07.2011 des Landes NRW, bekannt gegeben 
mit Gesetz- und Verordnungsblatt vom 25.07.2011 und mit Wirkung vom 01.01.2011 
rückwirkend in Kraft getreten, wurden die Kreise und kreisfreien Städte zur zuständigen Behörde 
erklärt. 
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Der Kreis und die kreisangehörigen Kommunen haben sich darüber verständigt, die Anträge für 
die Berechtigten nach dem Bundeskindergeldgesetz bei den Sozialämtern in den Rathäusern der 
Kommunen entgegenzunehmen und an den Kreis zur weiteren Bearbeitung und Auszahlung 
weiterzuleiten. Natürlich bleibt es den Bürgerinnen und Bürgern unbenommen, ggf. unmittelbar 
im Kreishaus vorzusprechen. Für die Berechtigten nach § 6b Bundeskindergeldgesetz hat sich 
aufgrund des späten Erlasses der Zuständigkeitsverordnung ein nicht unerheblicher Antragsstau 
gebildet. Die Verwaltung ist bemüht, die Rückstände in möglichst unbürokratischer Weise 
abzubauen. 
 
Die Refinanzierung der Aufwendungen des Bildungs- und Teilhabepaketes erfolgt durch eine 
Erhöhung der Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft und Heizung um 11,3% von 
24,5% auf 35,8%. Ausgehend von zu erwartenden Ausgaben für Kosten der Unterkunft und 
Heizung in Höhe von 34,5 Mio. € im Jahre 2011 ergibt sich für den hiesigen Kreis folgendes 
Bild: 
 
ursprüngliche Bundesbeteiligung 
 

24,5 % 8.452.000,00 € 

Warmwasserbereitung 
 

  1,9 %       655.500,00 € 

Verwaltungskosten Bildungspaket 
(SGB II, Kinderzuschlag, Wohngeld) 
 

  1,2 %       414.000,00 € 
 

Zwischensumme 
 

27,6%   9.521.500,00€ 

Schulsozialarbeit/Hort 
 

  2,8% 
 

      966.000,00€ 
 

= Bundesbeteiligung nach § 46 Abs. 5 SGB II 30,4%  10.487.500,00 € 

Maßnahmekosten Bildungs-/Teilhabepaket  
nach § 46 Abs. 6 (Ausgaben SGB II und § 6b 
Bundeskindergeldgesetz) * 

  5,4%    1.863.000,00 € 

KdU-Bundesbeteiligung insgesamt 35,8%   12.350.500,00 € 
 
* ab 2012 Revision rückwirkend möglich 
 
Für die administrative Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes wurden für das Jobcenter 
Kreis Heinsberg zusätzlich 3 Vollzeitkräfte des gehobenen Dienstes/vergleichbare 
Tarifbeschäftigte eingestellt. Der Kreis Heinsberg hat zusätzlich eine Vollzeitkraft des gehobenen 
Dienstes eingestellt, eine weitere Personalverstärkung erfolgte durch interne Umsetzung einer 
ganztägig beschäftigten Bürokraft. Die Personalkosten werden über das in der Tabelle 
dargestellte Verwaltungskostenbudget für das Bildungspaketes refinanziert. 
 
Weitere umfängliche Informationen zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes erhalten 
die Ausschussmitglieder im Zuge der Beantwortung der Anfrage unter TOP 5. 
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2. Schulsozialarbeit: 
 
Außerhalb der gesetzlichen Regelungen des Bildungs- und Teilhabepaketes gewährt der Bund 
zusätzliche Mittel für die Schulsozialarbeit und Mittagessen in Horten. Der Kreis Heinsberg 
erhält dazu jährlich Bundesmittel in Höhe von ca. 960.000,00 €, befristet bis zum 31.12.2013 
(siehe vorstehende Tabelle). 
 
Die Schulsozialarbeit im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets ist Teil einer präventiven 
Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Sozialpolitik und verfolgt die Ziele 
- der arbeitsmarktrechtlichen und gesellschaftlichen Integration durch Bildung 
- des Abbaus der Folgen wirtschaftlicher Armut, insbesondere gegen Bildungsarmut und soziale      
Exklusion. 
 
Die Umsetzung soll in und im Umfeld von Schulen in enger Zusammenarbeit mit den 
zuständigen kommunalen Behörden und den freien Trägern der Jugendsozialarbeit erfolgen. Über 
die zur Verfügung gestellten Bundesmittel können bis zu 14 Stellen für Schulsozialarbeit 
eingerichtet werden. Der Kreis Heinsberg hat sich dazu entschlossen, selbst keine zusätzlichen 
Stellen einzurichten, vielmehr wurde den kreisangehörigen Städten und Gemeinden angeboten,  1 
ggf. 2 Stellen  unmittelbar an den in ihrer Trägerschaft stehenden Schulen zu installieren. 
Folgende Städten und Gemeinden haben bisher Interesse an der Beschäftigung von 
Schulsozialarbeitern bekundet:  
Stadt Erkelenz – 2 Stellen, 
Gemeinde Gangelt – 1 Stelle, 
Stadt Geilenkirchen – bis zu 2 Stellen, 
Stadt Hückelhoven (über gemeinnützigen Bildungsträger) – 1 Stelle, 
Stadt Heinsberg – bis zu 2 Stellen, 
Gemeinde Selfkant – 1 Stelle, 
Gemeinde Waldfeucht (über gemeinnützigen Förderverein) – 1 Stelle 
Stadt Wegberg – 2 Stellen. 
 
Außerdem sind 2 Stellen für Projekte vorgesehen, und zwar je 1 Projekt der Schule für 
Erziehungshilfe des Kreises in Kooperation mit einem freien Träger zur Reintegration nicht 
beschulbarer Schüler/innen sowie ein Projekt zweier freier Träger zur beruflichen Qualifikation 
von benachteiligten Schüler/innen und Ausbildungsabbrechern. 
Die Modalitäten zu den Voraussetzungen der Finanzierungszusage, zur Abrechnung der Kosten 
mit dem Kreis Heinsberg, die Anforderungen an die Qualifikation des einzusetzenden Personals, 
zur Höhe der zu zahlenden Entgelte, zur Laufzeit etc. sollen in einem zwischen der jeweiligen 
Stadt/Gemeinde und dem Kreis Heinsberg zu schließenden öffentlich-rechtlichen Vertrag 
geregelt werden, der Entwurf des Vertrages ist der Einladung als Anlage 2 beigefügt. Alternativ 
kann der Vertrag auch unmittelbar mit gemeinnützigen Trägervereinen oder Bildungsträgern und 
Schulzweckverbänden geschlossen werden. Die Verwaltung geht davon aus, dass die 
Einstellungen zügig vorgenommen werden können und die sich daraus ergebenden Hilfsangebote 
noch im Laufe dieses Jahres zum Tragen kommen. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung schlägt dem Ausschuss für Gesundheit und Soziales vor, dem Kreisausschuss 
und dem Kreistag zu empfehlen, dem Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen mit 
den kreisangehörigen Städten/Gemeinden zu Umsetzung der Schulsozialarbeit im Rahmen des 
Bildungs- und Teilhabepaketes in Form des der Einladung beigefügten Vertragsentwurfes 
zuzustimmen. Alternativ kann ein Vertragsabschluss auch unmittelbar mit gemeinnützigen 
Fördervereinen oder Bildungsträgern und Schulzweckverbänden erfolgen. 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen 
zur Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales am 08.09.2011 

___________________________________________________________________________ 
 
 
Tagesordnungspunkt 3: 
 
Bericht des Beirates für Senioren und Generationenfragen im Kreis Heinsberg  
  
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 08.09.2011 

 
 
Der Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 16.06.2009 aufgrund eines entsprechenden Antrages 
nach § 5 der Geschäftsordnung der CDU-Kreistagsfraktion einstimmig beschlossen, einen Beirat 
für Senioren und generationenübergreifende Fragen zu gründen und die Verwaltung beauftragt, 
Informationen zur Gründung eines solchen Beirates einzuholen und den politischen Gremien 
zeitnah Vorschläge zur konkreten Vorgehensweise bei der Gründung bzw. Einrichtung 
vorzustellen. 
 
Der Kreistag hat sodann in seiner Sitzung am 22.09.2009 nach vorheriger Beratung im Ausschuss 
für Gesundheit und Soziales am 17.08.2009 und im  Kreisausschuss am 15.09.2009 die 
Verfahrensreglungen zur Gründung eines Seniorenbeirates beschlossen. Die konstituierende 
Sitzung des Beirates fand am 09.12.2009 unter Leitung von Herrn Landrat Pusch statt. Der 
Vorsitzende des Beirates, Herr Lennertz, sowie die stellvertretende Vorsitzende, Frau Berger, 
werden in der Sitzung über die bisherigen und die zukünftigen Aktivitäten  des Beirates 
berichten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Erläuterungen 

zur Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales am 08.09.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
 
Tagesordnungspunkt 4: 
 
Bericht der Verwaltung 
EurSafety Health-net EMR- Projekt zur Patientensicherheit und Infektionsverhütung 
  
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 08.09.2011 

 
 
Das Gesundheitsamt wird das Projekt vorstellen und einen Sachstandsbericht zum bisherigen 
Verlauf geben.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Erläuterungen 

zur Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales am 08.09.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
Tagesordnungspunkt 5: 
 
Anfragen 
 
5.1 Anfrage vom 06.07.2011 der Fraktion DIE LINKE im Kreistag Heinsberg zum 
Bildungs- und Teilhabepaket 
  
  
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 08.09.2011 

 
 
Die Fraktion DIE LINKE im Kreistag Heinsberg hat mit dem der Einladung als Anlage 3 
beigefügten Schreiben vom 06.07.2011 eine umfängliche Anfrage zum Bildungs- und 
Teilhabepaket eingereicht.  
Die Verwaltung wird die Fragen in der Sitzung beantworten. 






















